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3003 Bern, 29. Mai 1995 

An die Mitglieder 
des Bundesrates 

Verkehrspolitik / Finanzpolitik 

Herr Bundespräsident, Frau Bundesrätin, 
Herren Bundesräte, liebe Kollegin und Kollegen 

In der Beilage finden Sie die Unterlagen zur Finanzierung der NEAT gemäss 
Ihren Beschlüssen. 

Mit diesen Varianten kann zwar ein Beitrag zur Finanzierung der beiden 
Basistunnel geleistet werden, hingegen bringen sie für die ganze Verkehrs-
problematik keine Lösung.. / 

Die Entwicklung des Bundeshaushalts sieht folgendermassen aus: 

in Milliarden Franken 
1996 1997 1998 1999 

Defizite ohne NEAT 4,9. 5,6 4,4 5,7 
Defizite mit NEAT, Bahnreform und Ausgliederung 
des Einnahmeüberschusses der Pensionskasse 5,2 6,1 7,3 8,5 
Entwicklung der Zinsausgaben 1995-99: + 8,1 % pro Jahr 
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Die Frage dazu ist bereits gestellt, wie diese gesamtheitliche Lösung aussehen 
soll. Dazu hat der Bundesrat noch keine Antwort gegeben. Zu bedenken wären 
dabei folgende Elemente: 

• Die Baukosten von 14 Milliarden (Preisstand 1991) dürften allein schon 
aufgrund der Kantonswünsche nicht einzuhalten sein. Darüber hinaus 
bestehen die bekannten beträchtlichen Risiken solcher Bauwerke (pro 
memoria: Verdoppelung der Baukosten im "Chunnel" trotz einfacher 
Geologie). 

• Die Betriebskosten dürften höher ausfallen als angenommen, da 
insbesondere die Sicherheitsmassnahmen unzureichend erfasst sind. 

• Die Kapitalkosten wachsen rasch ins astronomische, wenn nicht ab 
Inbetriebnahme genügend Verkehrserträge zu ihrer Deckung erwirtschaftet 
werden (Beispiel: zusätzliche Verschuldung im zehnren Betriebsjahr, wenn 
nur Betriebs- und keine Kapitalkosten erwirtschaftet werden können: 18 
Milliarden). 

• Verkehrspolitisch macht das heutige Bauprogramm wenig Sinn: 
über 50 % des versprochenen Kapazitätszuwachses der NEAT können ohne ! 
den dritten Juradurchstich nicht genutzt werden. Von der Verkehrs-
entwicklung her ist kein zeitlicher Druck gegeben, die NEAT bis ins Jahr 
2006/2008 fertigzustellen. t y ^ ^ - ^ 

Deshalb werden in der Volksabstimmung über eine Treibstoffzollerhöhung 
nicht nur die Autolobby, sondem auch die Gegner der heute konzipierten 
NEAT dagegen antreten. 
Die Chancen sind also gering für eine Annahme, das finanzielle Desaster wäre 
bei unverändertem Bauprogramm in 5 bis 10 Jahren vorprogrammiert. Die 
Folge wären Sanierungsmassnahmen, mit Dmck auf alle Aufgabengebiete wie: 

- Armee und Zivilschutz 
- Bildung und Forschung 
- Landwirtschaft 
- Soziale Wohlfahrt, inkl. Asylpolitik (bei gleichzeitigem Anstieg der 

Kosten für AHV/IV) 
und natürlich ein Zwang für Steuererhöhungen. 
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Ein Nein hätte zudem noch weitere gravierende Nachteile: 

Verlust der Glaubwürdigkeit des Bundesrates 
Redimensionierung und Verzögerung des Ausbaus der SBB- -
Infrastruktur und der NEAT 
Image-Schaden der Schweiz im Ausland. Die demokratischen 
Institutionen würden in ein schlechtes Licht gerückt wegen eines 
Versagens der Regierung. 
Schwierigkeiten, eine Lösung für die künftige Verkehrsproblematik 
zu finden. 
Zweimal Nein gegen Treibstoffbelastungen und Erweiterung der 
Zweckbindung bedeutete einen Rückschlag für die Idee, zwischen 
Schiene und Strasse gleich lange Spiesse zu schaffen. 
Verlust der Konkurrenzfähigkeit wegen höheren Zinsen, da ohne 
zusätzliche Einnahmen Defizite bestehen bleiben. 

Deshalb scheint uns notwendig, dass der Bundesrat die Verkehrspolitik neu 
überdenkt. 

Abgesehen von allen übrigen Aufgaben, welche allein schon einen defizitären 
Haushalt verursachen, stehen im Verkehrsbereich zusätzlich zur NEAT 
gigantische unfînanzierte Aufgaben bevor: 
Sicherstellung eines attraktiven Regionalverkehrs, Entschuldung/Neustmk-
turiening SBB, Bahn 2000 (erste und zweite Etappe), Anschluss der West-
schweiz ans französische Hochleistungsnetz, Lärmschutz, Agglomerations-
verkehr, Südanschluss NEAT. 

Was die internationalen Verpflichtungen anbetrifft, so verlangt das 
Transitabkommen bloss, dass die "ersten Abschnitte des modernisierten Tran-
sitnetzes im Jahr 2005 dem Verkehr übergeben werden" (Transitabkommen, 
AS 1993, S.15). Es schreibt andererseits in Art. 4 auch die Koordination der 
Bauvorhaben zur Sicherstellung der Rentabilität vor. 

'Ì 

Die regionalpolitischen Anliegen sind bei der Lösung des Problems der 
Erstellung einer effizienten Nord/Süd-Achse für den Personen- und Güter-
verkehr nicht prioritär. Sie können zeitlich gestaffelt und allenfalls innerhalb 
der ordentlichen Finanziemngsmechanismen erstellt werden. 
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Aufgrund dieser Analyse möchten wir den Bundesrat dringend bitten, seinen 
Finanziemngsentscheid zu erweitern und die prioritären Projekte Bahn 2000 
(erste und zweite Etappe) bezüglich Finanzierung gleichrangig zu behandeln 
wie die NEAT. - ^ 

Eine kohärente Verkehrspolitik müsste folgende Schritte in untenstehender 
Reihenfolge beinhalten: 

- Realisierung der ersten Etappe Bahn 2000 

- Realisierung einer Nord/Süd-Flachbahn durch die Alpen mit allen 
Zubringem am Gotthard 

- Entschuldung und neue Strukturen für die SBB -

- Realisierung der zweiten Etappe Bahn 2000 inklusiv den dritten 
Juradurchstich • 

- je nach Entwicklung der Verkehrsnachfrage eine zweite NEAT-Achse am 
Lötschberg 

Für den aufgrund dieser Prioritäten entstehenden Finanzbedarf für die 
nächsten 15 bis 20 Jahre wäre eine Finanzierung sicherzustellen. Erstes 
Element wäre die vom Bundesrat ins Auge gefasste Variante einer 
TreibstoffgrundzoUerhöhung um 20 Rp/1 bei gleichzeitiger Reduktion des 
Treibstoffzollzuschlags um 10 Rp. und ihre Zweckbindung für Eisenbahn-
gros sprojekte. 

Weil dies nicht genügt - die Belastung der Treibstoffe stösst an enge Grenzen -, 
müsste femer die Einnahmenverteilung bei der leistungsabhängigen Schwer-
verkehrsabgabe neu gestaltet werden, so dass ein grosser Teil für die Eisenbahnen 
verwendet werden könnte. Schliesslich sollte auch die Alpentransitabgabe schwer-
gewichtig den Bahnen zukommen. Diese Finanzierungen bedingen Verfassungs-
änderungen. 

Wir sind überzeugt, dass Volk und Stände für eine kohärente, mit Augenmass 
betriebene Verkehrspolitik Verständnis haben. Das- Risiko, dass die Variante 
des Bundesrates (NEAT-Zweckfmanzierung für 15 Jahre) abgelehnt wird, ist 
gross, weil damit 

- grünes Licht für ein überdimensioniertes Projekt gegeben wird 
- das erst noch die Finanzierungsprobleme im Verkehr nicht aimähemd 

löst. 


